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In dem Rectrtssueit

Untergemeinschaften I ,rud i der Wohnungseigeutumsanl6geder Eigeotiimer der

die

Rechtsanwtiltq

3mbH, vertreten durch den Geschäftsführer

Beklagte,

Pro z e ssbevollmäqhti ete.: Rechtsanwillte.

hat die 2. Zivilkammer des Landgerichts Neunrppil ...- ' :

durch den Richt", t Laadgericht ',- ats Eii-'lFchtei
auf die mtlndliche Verhaodluog voa l2'April 2005 '

ftE Recht erkannt

:

. Die Widetklage wird abgewiesen'

Die Kgstcu des.Rechtssteits tag9n die Kl?iger jeweils zu68182 % und die

Beklagte zu32Yo.

,
Das urteil ist vorläufig vollstreckbar; fiir die Beklagte gegen sictrerheitsleistrrog in

Höhevonl20Todesjeweilsztrvollstr.eckcndcnBetrages.

Die Beklagte darf die Vollstreoluog gegetr Sicherheitsleistr:ng iD HIh€ von L70 Yö

. d.es aufgrund des ,Urteits vollstue.ckbaren Betrages abwenden' wetrD nicht die

Kleiger vor der vollstreckuug sicherheit in gleicher Höhe leisten
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Tatbestaud

Die' Kläger sind Wohnungseigentiimer

Wobaungsei gentr'imergemeinschaft) der {

(Untergemeinschaften 3 und O

und beziehen von der Beklagten

S ondereigeuhrms und Warmwasser.

\

Die Beklagte ist eine Gesellschaft der Stadrl

ausschließlicheu Produktion von Fernwäirme'

-r bis - 7o

Fernwärms zum Beheizen

iund betreibt Anlage zür

Aufg.rnd der am 30. Oktober 2oo2 beschlossenen Fernwzirmesatzung der stadt

besteLt ftir nicht emissionsfreie Heizungsanlagen und für Aalagen, in denen

der Wäirmebedarf nicht übenriegend mit regenerativen Energien gedeckt wird, ein

Aoschluss- und Benutzungszwang zugr:nsten der Bekiagten'

Die Beklagte §tützt ihren Fenr.wärEepreis auf eineu Fernwärmelieferungsvertrag vom

2g. september 1gg5 und beruft sich iasoweit auf ein LeistungsaBpassutrgsrecht gemäß

Aalage 2 . des Vertrages. Diese lautet in den Ziffero' I bis 4 wie folgt:

,, Ptäisregelung

Das Entgelt fir dte Fernwfirmetieferung wird gem- denfotgenden Nrn' ermittelt'

Jahrcsgrundpreis

/

DerJahresgrundpreisrichtetsichnaöhdeminPH.l.j
F errrut drmeliefti rungsv ertr ages festgele gt en Aw chlufrw ert -

Er betrtigt fitr die bestätlte und bereitzuhaltende Wärmeleistung fu jedes

. 
Wörmeleist4ng

der

_ia
ihr'es

eine

KW

Arbditspreis

. . 64,52 DM



Der Arbeitspreis für die getieferte Fernwarme betrcigt ie MWh

57,68 DM. ;

3 . Preis für Heizwasserfehlmengen

Der Preis ftir Heizutasserfehlmengen durch unbefugte Entnahme oder schaano?'

Ab nehm e r anl ag e n b etr rigt

10,00 DWmj.

4. Preßtinderangsklausel

Das Wtirmeyersorgungsu.nternehmen kann bei Kostensteigerungen und

veränderungen am wtirmemarh die unter Ziffe, I bis 3 genannten Preise den

marktwirtschaftlichen Erfordernissen entsprechend unter Nutzung der

. naclutehenden Formeln im laufenden Abr4chnungsiahr onpassen'

AP .: APo x HEUHELo

) LP = LPox (0,5 + 0;5 ULo)

LP' '- neu errechneter Jahresgrundpreis

LPo : Basis-Jahresgrundpreis 1993 (entsprechend PlA. 1) !

AP - neu errechneter ArbeitsPreis

APo - Basis4rbeitspreis 1993 (entsprechend Pld' 2)

L : Jeweiliger Monatslohn zum Änpassungszeitpunkt. Es gilt dqr Mo4.atslohn

" im öffentlichen Dienst, der sich unter Berücksichtigpng det regelmä§ige.n

, Arbettszeit'eines vollbeschäfiigten Arbeiters mit l7i tdMonat und 30 Tagen

Jahresurlayb der Lohngrttppe lt Stufe 5, verheiratet, mit I Kind nach dem
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Lo Basislohn nach dem Tarifstand vom 1992-

Er betrtigt 2.444,69 DM

Preis fä, leichtes Heizöl z.zt-' d,er . wtirmelieferung nach 'den

Veröffentlichungen des \Statistischen Bundesamtes Wiesbaden, Facluerie

71', Preise Reihe 2, ,,Preiile und Preisindizes fi)r gewerbliche Produae

(Erzeugerpreise) frei Verbraucher Berlin bei Lieferung von 40-50 hl pro

Auft r ag, e i ns c hl i ef li ch lrer b r auc he r s t eu er in D luilm3'

Basispreis fiir leichtes Heizöl (370 DWm'bzw' 0,i7 Dlvl/l)

vou der Beklagtea und der

welche als Vetheter der WEG auftrat,

L o hnt ar ifu e r tr ag fiir Ar b e it e r

in Brandenburg ergibt.

der gemeindlichen Verwaltung und Betriebe

Jutri L99'1 teilte die

.der Beklagteu mit, dass die

HEL :

HEL| =

preiscinderungen gelten von dem Tage an, an dem sich einer der Berechnungsfalaoren

- die tarifliche Stundenvergütung,

- der preis fir leichtes Heizöl nach Yeröffentlichung des Statistischen Bundesamtes

geändert haben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vertrages wird auf die Anlage K 2 (Bl- 19-50 d'A')

Pt^g genommen.

Der Vertrag wr:rde

unterzeichnet.

Fernwäme lediglich 15-20 7o leichtes

Bei Vertragsschluss im Jahr 1995 hatte
Die Beklagte verwendet fiir die Produktiou der

HeizöI und verfeuert im Übrigen Gas und Kohle'

der Anteil des HeizöIs hingegen'60 yo betagen.

In eine,p S.chreiben votrl !

fih die

16.
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Fernwärm"u".rorg*g abgerechneten Kosten den Eigentümergeineinschaften aufg ezeigt

uud diesen erläutert wuden. Insoweit wird auf 8I.266/26'l d.A. Bentg genoErmen-

Der zwischenzeitliche Verwalter, die 'Wobauugsgenossenschaft ,l i"

e.G., bat die Beklagte mit Schreiben vom 30. November 1999, im

Fernwärmeiieferu4gsvertrag vom29- September 1995 ztt vermerkön, dass die Vertretung

der 'Wohnrrngseigentüner dr.rrch ihn erfolge. Insoweit wird auf 81. 268 d-A. Bezug

genouuDen

Ausweislich eines von der Beklagten vorgelegten Gutachtäns ergibt sich bei einer

Gegen6berstellung der dem Arbeitspreis zuztuechnenden Kostenbestanteile zu den dem

Arbeitspreis zuzgrechnenden Erlösen lediglich ein Kostendechurgsgrad von 97 % in den

vergangeDen zehn Jatren sowie ein von der Beklaglen gefordertes Entgelt, welches 7,8 Y;

über dem Durchschnitt vergleichbarer Fernwtirmeversorgungsunternehmen liegt'

In der Zeit von lg95 bis 2OO3 2ahlten die Kläger das Entgelt fitu die

F ernwäirmeli eferungen j eweils vollstäindi g.

Zum l. Oktober 2000, l. Jauuar 2003 und 1. Jarruar 2005 hatte die Beklagte die

Arbeitspreise erhöht.

Mit Schreiben ihrcr Verwalterin vom 23. Mätz 2004 teilten die §läger mit, dass sie die

Rechnnngen trur noch unter dem vorbehalt der Rüclfordenrng ,lBTehtsa u^lrden. Ab der

Rechnung Nr. zahTten d.ie Klager lediglich noch die um die arrischerrzeitlichen

Erhöhr:ngen gekärzter ReChnungsbetäge. Hieraus folgt in Bezug auf die Recbnüngen

vom 30.06.106.07.04,31.07./04.08.04,31.08./08.09.04,30.09J04.10.04,31'10'/05'ti'04;

30.L1t07.L2.04,31.12.t25.01.05 und 31.01 .117.02-05 eiln insgesamt offener Betrag von

1!.562,22€, weicher von der Bekla$eu mit der riliderklage gelteud gemacht wird' '

Die Kläger siod d.er Aasicht, ein ensp-cn der Beklagteu bestehe schou deshalb nicht,

weil zwischen dcn parteien kein Vertrag geschlossen worden sei- Denn zum Zeitpunkt

rngnsseisentumsgeneinschaft r:ostreitig noch nicht
des Vbrttagsschlusses habe die'Wohnuogseigentumsgemeinschatt uostre:

existiert. Es gebe auch keinen Beschluss ihrerseits, der den Yertag nachträglich
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genehmigl habe oder der den jeweiligen Wohnr:ngsverwalter zu einer entsPrecheDden

Genehmigrrng oder zum Abschluss eiues Fernwärmelieferungsvertrages ermächtigt habe.

Die preisanpasslngsklausel fiir den Arbeitspreis verstoße gegen § 24 AvBFern'ruärmeV,

da die Aapassung des Fernwärmepreises ausschließlich über den Faktor des Preises fiir

leichtes Heizöl bestimmt werde. Die Klausel müsse jedoch die Kostenentwicklung bei der

Erzeugung rxrd Bereitstellung der Fernwäinne durch das Untenrehmen sowie die

Verhältnisse auf dem .WEirmemarkt atrgemessen berücksichtigen. Die Verordnung gehe

damit vom Grundsatz der Orientierung des Wärmepreises an den tatsächlichen Kosten

aus. Die Kosten aller Leistungsbereiche der Fernwäirmeversorgung müssten bei der

Gestaltung der Klausel benicksichtigt werden. Hierzu wrirden neben den Kostenarten

(2.8. Brerurstoffkosten, Löhne, Material) auch die verschiedenen Kostenstellen (z'B'

Beschaffung, Verteilgng, Verbrauchsmessung) gehören. Da die Beklagte dagegen den

Arbeitspreis ausschließlich über den Preis ftir leichtes HeizÖl bestirn-me, verstoße dies

ge gen den Grundsatz der kostenorientierten Preisbildung.

Die Kostenelemente der Preisanpassr:ngsklausei milssten zudem zueinander in einem

verhiiltnis stehen, um der Kostenentwicklung gerecht zu werden' In der Klausel'werde

jedoch nur ein Kosteuelement benicksichtigt, dass in keinem Verhältnis zu den'äbrigen,

die Kostenentwicklung beeinflussenden Paktoren gesetzt werde' Die Klausel verstoße

damit gegeD die für die AvBFernwärmev geltende Anfordenrng, dass di9

Kosteuentwickrung am wärmemarh bei der preisaniass,Dg zu berücksiihtig.o s.i. Denn

zum 'Wäirmemarkt wiirde nicht nur die Entntiäklung des Preises ftir leichtes Heizöl

gehören, soudern alle firnktional bei der wlirmeversorguDg aüstauschbaren Energieffiger'

leichtes Heizöl fiir die Produktion der FernwEirme
Da die Beklagte unstreitig nicht nur leichtes lle1zol rur (u€ rroslxltruu

venryende, entspreche die Klausel auch nicht den ' tatsächlicheu Gegitenheiten der

'Wärmeerzeugung druch die Beklagte'

Die Klager sind ferner der Ansicht in der Klausel müsse der prozentuale Anteil des die

Breonsrofkosten abdeckenden PreisfaktOrs an der jeweiligeo Preisälnderuug gesoudert

ausgewiesen werden. '

Die Klausel lasse eine nachvollziehbare Preisgestaltung nicht erkennen-

Es sei zu beflirchten, dass die Beklagte die Erhöhrrng des Heizölpreises benutze, um den

eigenen Gewinn untillig ztr erhöhen.
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Ursprünglich habeo die Kläger beantragt,

1. festzustellen, das die in dem Fernuärmelieferrrngsvertag vom29.09-1995

euthaltene und von der Beklagten verwaDdte Preisändenragsklausel unwirksa-rt ist

und

2. dieBeklagte zu verurteilen, ihrl Kdkutatiou der Wäirmepreise zu erläutern und

darzulegen

Die K-lage haben die Kläger in der mtindlichen verhandluag vom 12' April 2005 a[äck

genommen.

Widerklagend beantragt die Beklagte,

die Kläger als Gesamtschuld.ner zu verurteilen, an sie eiueu Betrag von l0'562,22

€ nebst Zinsen in Höhe von firnf Prgzentpuukteu über dem Basiszinssatz seit

Zustellung der Widerkl age N.zahlen'

Die Beklagte ist der Aasicht, pie Ktäger seien vertragspartei gewordeq auch wenn die

wohn,ogseigentämergemeinschaft irn Jah' 199j noch nicht'existiert habE, da sie als GbR

miteinander verbuudeu geweseu seien- Der Vertrag sei zudem vou den Klägeru genehmigt

worden. Eines ausdrücklichen Beschlusses der Eigeutümsrys15nmmhüg habe'es dafür

nicht bedurft,.da.d.ie Kläger in Keutnis.des.Vertrages Femwäme von der Beklagten

abgenommeu hätten. Zumindest sei mit den Klägeru als Einzelpersonetr ein Vertrag

zusünde gekommeu-

Die Bektagte ist der Aasicht, d"ie Klausel -bertlcksichtige die Kostenbestbudteile

hinreichcnd. Die Beztrgnahtne auf leichtes Heizöl sei nicht an beanstanden'

§ 24 AVBFernwämev verlaoge nicht, dass die Kosten der Brennstofferzeugung

unnittelbar weiter gegeben wcrde4, sondern nur, dass diese so etrg wie möglich an die

tatsächlichen Kosten gebuoden seien'

Au;ü die verhäItuisse der wärmemarktes würdeu druch die Klausel aüsreicheud

bcrücksichtigt. Alternati v zrrr Fernwärme wtirdeu insbesondpre Gas- un{ Ölheianngeu
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eingesetzt. Auch bei Gasbezügen sei eine Kopplung an den Heizölpreis aber allgemein

üblich.

§ 24 AVBFernwitrmeV verlange auch nicht,

Bren-ustoffkosten abdeckenden Preisfaktors aD

Klausel gesondert auszuweisen sei- Dies sei

Mitteilungspflichten bei Preisaapassungen.

Die Beklagte ist .ferner der Ansicht, Prtifungsmaßstab fiir die Rechtmäßigkeit der

preisklausel sei allein § 24 Abs. 3 AvBFernwärmeV. Fur eine zusätzliche

Billigkeitskoutrolle sei kein Raum.

§ 315 BGB solle allein den Vertragswillen der.Parteien von innen heraus fortschreiben

und diene damit als Vertragshilfe, um einen zu unbestimmten Vertrag zu konkretisieren-

§ 315 BGB diene aber nicht dazu, von außen den Leistungsinhalt zu reglementieren'

Da die K1äger sich hier unter mehreren Aabietern ftir die Beklagte entschieden hätten, sei

der Vertrag auch nicht unter Monopolbedingungen geschlossen worden

Die Beklagte behauptet zudem, die Entgelte seien angemessen r:nd marktüblich'

Mit scbriftsatz vom 2g. April 2005 hat die Beklagte zu ihren Kosten, Einna^hmen r:nd

erzielten Gewimeu in der Zeitvgt 1995 bis 2004 vorgetragen- Insoweit wird auf 81' 349-

351 d.A. Bezug genornrnetr.

Die Akte 2 O'288l01

beigezogen worden.

da.ss der prozentuale Auteil des die

der jeweiligen Preisäiaderung in der

lediglich eine Anforden:ng aE die

des Landgerichts, Neunrppin ist zu informatorischen Zwecken

:

Wegen der weitersa Binzelheiten des Sach- r.rnd Streitstandes wird auf die zuriqchen den

parteien gewechselten Schriftsätze sowie auf die ax Akte gereichten Unterl4geu Bezug

genotnmen

Entscheidungsgründe

Die Widerklage ist derzeit rmbegrüadet-
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Es ist davon auszugehen, dass die Kläger sich hier gegen die Widerklage verteidigea.

Dem steht nicht entgegen, dass ein 'widerklageabweisr:agsantrag im Protökotl der

öffentlichen Sitzung vom 12. April 2005 nicht ausdrücklich aufgeaommen wurde und

auch vorher nicht schriftsätzlich angekündigt wurde. Denn schon aus den Ausfühntngen

in der Klageschrift, die verdeutlichen, dass die Kiäger ohne Offeulegtlrg der Kalkulation

druch die Beklagte sich nicht veranlasst sehen, die von der Beklag1eD vorgeDorrunener

preiserhöhgngen zu bedienen und auch aus dem Verlauf der mündlichyn Verhandlung

wr:rde deutlich" dass dje Klaiger sich einer Verurteiluug iu Bezug. auf die Widerklage

widersetzen wollen. Damit ist den Verhandlungsanfordenrngen in Bezug auf die

Widerkiage aber Genüge getaB, denn der Abweisungsantrag.braucht als negativer Antrag

wed.er verlesen noch in Bezug genolrunen zu werdeu, ja nicht sinmai aus'dfitcklich gestellt

zu werden, weil ein Verhaadeln bereits in dem bloßen Widerspruch gegen'den Sachantrag

der (Wider)Klägerin zu erblicken ist, sofern sich wie hier daraus ergibt, dass sich die

andere seite gegen eine verurteih.rng weudet @GH NJW 70, 100; KG Berlin NJW 70'

617; oLGMtinchen MDR 91,'165; Stein/Jonas' Komlneutar ar Zivllprozessordnung' 2i'

Aufl., §297 Rn. 7).

Der Beklagten steht weder aus Ziffer 4'l des Fernwlirmelieferungsvertrages i'Y'm'

A'lage 2 noch aus § 27 AyBFernwärmev oder einem anderen rechtlichen Gesichtspunkt

der geltend gemachte AnsPruch zu.

Dem steht jedoch,nicht bereits eutgegen, dass auischen deu Parteien keitr Vertrag

zustäode gekommen ist.

Dabei [ann dahin steheu; ob eine Genehmigr:ag des druch die

abgeschlosscnen Vertrages schon ih der

Zustimmr:n! ^, Teilungserkrärr:ogserkluirury anfgrund der jeweiligen Erwerbsverträge

der Kläger ar erblicken ist. Soweit in der Entscheiduag des Brandeubrugischen OLG vom

ß. lvlerz 2003, Az. 8 U 46t02 ein verEagsschluss zwisehen dcn Klägern nnd der

Architeltin abgelehnt worden ist, uuterscheidet sich die hier vorliegende KonsJellation

votr vorgenarrDter Beziehnog.dadr:rch, dass die Kläger hier auch nach ihrer EintragUng ins

Grubdbuch - der'streitgegerstärndliahe Zeit'aum liegt nach 1998 - noch Leistungen der

Beklagten etrtgegeD, genommen haben. Zudem handelt es sich hier auch niclt um einen

vertrag in Bezug auf die sanierung nad Modemisierrrdg des objektes, soodern uü
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Leistungen,.auf die die Kläger auch fur ihre tägliche Lebensführuug unmittelbar

angewiesen waren.

Unerheblich ist auch, ob nicht bereits rmmittelbar aus § 27 WEG die Vertrehmgsmacht

des Verwalters zum Abschluss eines derartigen Versorgulgsvertrages erwächst (vgl. zum

Meinungsstaad Ludwig/odeuthal,/FlempellFranke,. Recht der Elektrizitäts-, Gas- und

Wasserversorguug, § 2 AVBEItV Rn. 475417)'

Denn selbst wenn die hier ohne

voprhacht der Kräger bei Abschluss des Vertrages gehandelt haben sollte, haben die

Kläger jedenfalls aufgrund ihrer stillschweigendenlnanspruchnahme derLieferungen und

Leistungen der Beklagten, welche sie in der Zeit von 1995 bis 2003 auch vollständig

beglichen haben, schlüssig ihre Genehmigung zum Vertrag gemäß § 177 Abs' l' 184'

BGB erteilr (vg1. Ludwig/odenthal/Hempel/Fra::ke, Recht der Elektrizitäts-' Gas- und

Wasserversorgung, § 2 AVBEIIV nn' 4t8,419)'

Zudem zeigt auch das Schreiben der (

vom 16. iuni lgg1 (Bl. 2661267 d.A.), dass die fu die Wärineversorgung

entstehenden Kosten den Eigentümergemeiaschaften affgezei'gl worden sind' Es kann

daher (auch ohne ausdrücklichen Beschluss der Eigentümsrvsl5ammlung) von einer

Genehmigung des. Verüages ausgegangen werd'en,-d'a die Kläger auch in der Folgezeit

ihre Fernwärmevou der Beklagten bezogen'

Ferner ist davon auszugehen, dass die Bestelftmg des neuen Värwalters auf einem

Besohluss der Eigenttimerversammlung bernhte. Digser verwalter als vertretir der

Eigentümergemeinschafr hat aber mit sch'eiben'vom 30. November 1999 @1. 258 d.A')

deutüch gemacht, dass er nunmehr für die wahrnebmr:ng der Rechte der Kläger in Bezug

auf den Fernwärmelieferrmgsveffiag Sorge trägt' Auch dalin bnry' atmindest in der

forgeuden durch dea verwalter veranrassten Begrbich,ng de'Rechn,ngeu der Beklagten

riegt eine gsashmigung bztr. eite (vertragriche) Erklärung des Inha1ts, die Beziehuagen

mit der Beklagten auf der Grundlage der Regeh:ngen im Ferawärmeliefenrngsvertrag vom '

29. September 1995 fortzusetzen-

Selbst wenri aber zwischen den Parteien tediglich Verräge durch Abnahme gemäß § 2

Abs. 2 A\IBFemwärrrev anstande gekommen sein sollten (vgl' hieran BGH NZNI 03'
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551) und hier die preiskiausel der Bekiagten nicht vereinbart wäre, folgt daraus nicht

schon, dass.led.iglich die ion den Klfuenr um die Erhöhungsbeträge gekürzteu Zahlungen

geschuldet sind, sondern dann ist entscheidend, ob die von der Beklagten festgesetzten

preise der Bill.igkeit gem?iß §§ 315, 3i6 BGB entsprechen ( LudwigiOdenthal, Recht der

Elektrizitats-, Gas- und wasserversorgrEg, § 2 AvBEIIV Rn. 46)'

Der Beklagten steht jedoch derzeit kein Anspruch gegen die Kläger r,rt, da' die von den

Klligem in Zweifel Eezogerß Billigkeit der von der Beklagter festgelegtea Freise nicht

gemäf3 § 315 BGB überpnift werden ka''n'

Dabei bedarf es keiner Entscheidung, ob die voD der Beklagten heran Eezogene

preisgleitkiausel wirksam ist. Da die Beklagte nicht die Preise von ihren Kuoden fofdert,

die sie unter Heranziehung der Klausel fordern könnte, sie mithin die Klausel nicht voll

ausschöpft, ist lediglich auf d6a votr der Beklagten ihren Rechnungen zugluode gelegten

preis fiir die Frage der Billigkeit der Leistungsbestim-nung abzustellen' wenn dieser

bereits nicht den Billigkeitsanförderungen gerecht werden soilte, kaan ein höherer unter

Ausschöpfung der Klausel ermittelter Preis auch nicht biliig im sime des § 315 BGB

seiu.

Die Beziehgng der parteieu uuterliegt der Bitligkeitskontrolle gem2iß § 315 Abs' 3 BGB'

. Dqm steht nicht entgegen, dais eine unmittetbare Anwendqng des § 315 BGB anf die vou

der Beklaglen zugrundegelegte Preisgteitklausel ausscheidet, da.bei der Preisahöhung

anfgrund einer preisgleitklauel keine einseitige Leistungsbestionuug vorliegt,. sondern

der Versörger die Preisbestimmr:ng oach von billigem Erüessen urabhängigen"

obje}:tiven l(riterien zwingend vorarnehmen hat (Held NZM 04, 169, 172)' Denn es kaon

dann gleichwohl gäprtift werden, ob die Prcisgleitklausel und insbesondere die darin

enthaltenen Faktoren, billigem Ermessen gem?iß § 315 Abs' 3 BGB entsprechen- § 24

AVBFeruwärmev konkretisiert,dabei den lvIaßstab der Bitligkeit durch die Begrenzung

der zulässigen Preisgleitklagselelemente (Held NZM 04, 169, 172)' Da 
. 
die

Konketisienurg der itr § 24 Abs. 3 AVBFeruwärmev enthalteneu ,nbestimmten

Rechtsbegriffe jedoch arrfgrund der vorgabe der konketeu Preisänderungsklausel durch

den Fernwärmeversorger bestirmt wfud, uuterliegen diese vorgeuottlmenei'

Bestimmuugen der Kontrolle gemäß § 315 BGB (aoalog) (Held a.ao-).
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Da zudem die Bekragte die Klausel hier nicht ausschöpft - dies ergibt sich bereits aus dem

von der Beklagten vorgelegten Gut'achten der enervis energy advisors GmbH (BL 2771278

und BI. 283 d.A.) und daraus, dass der Gn:ndpreis w?ihrend der gesanten verEagslaufzeit

nicht verändert worden ist -, nimmt sie eine eigenständige Leistungsbestirnmung vor' die

der Kontrolle in direkter Anwendung des §.315 BGB unterliegt (Held a'a'o')'

Es liegt hier auch keine individuell vereinbarte Preisregelung vor' die die Anwendr:ng des

§3t5BGBausschließt.Diesfolgteinerseitsdaraus,dassdieBeklagtenichtausweislich

des protokorls deutiich gemacht hat, dass sie auch ihren anderen Kunden gegenüber die

hier verrvendete preisgreitklausel benutzt. Audererseits fehlt es auch deswegen an einer

individuell vereinbarten Preisregel,ng, weil die Bektagte den Preis gar nicht unter voller

Ausschöpfung der Klausel bestimmt, sondern eigenständig einen Preis festgesetzt hat'

SoweitdieBeklagtemeint,§3i5BGBdiirfenichtzurReglementienrngderzwischenden

Parteien getroffenen Vereinbalungen heran gezogen'werden' wird dabei nicht hinreichend

berücksichtigt, dass es sich bei der Beklagten um ein Unlernehmen ha'udelt' welches irn

hier einschlägigen regionalen Bereich ein Monopol auf Leistungen der Daseinsvorsorge

in.n'ehat.InderartigenFällenistesaberzumschutzderVertragsparitatnotwendig,die

TarifevonUnternehmen,dieLeistrrngenderDasei.nsvorsorgeanbietenundaufdereu

Inauspruchnahme der andere Vertragsteil im Bedarfsfall angewiesen ist' dul

Buigkeitskontrolle gemliß § 315 Absr 3 BGB zuuoteru/-1fcn.""iI3 03' 5s1; BGH

NJw92,17!,173;BGHRdE87,165;BGHNrw87,1828;F,GlIz73,|'u,l],1
Bra.ndenbr:rgisches OLG GWF/Recht uod Steueru 01, 47; OLG Köü RdE 9:5' 77; OLG

celle NJW-RR 93, 630;Held NZM 04,169,170 f')' Daher sird auch allgemeine Tarife'

selbst w€nn sie ausdrticklich vereinbart worden sind, der Billigkeitskontolle des § 315

Abs.3BGBzuunterwerfen.Voraussetzulgistnichtetwa,dasszwischendenParteien

des Versorgungsvertrages aufgrund von Energieabaahme ein soge,namtes

InterimsverMltnis besteht oder die gegebenenfalls vereinbarte Klar:sel vom

Energieversorger einseitig deu veränderten 'Bedingungen angepasst wild (AG Bad

Neuenatr-Ahnrreiler NfW 98, 2540' 254t;Held NZM 04' 169' 1 70 m'w'N')'

Vor öesem Hintergrund wird auch deutlich' dass es uicht darauf aokommt' ob iiu

Zeitpunkt des vertragsschlusses eine Monopolstelluug der Beklagten gegeben war oder

die Krätger zwischen mehreren Anbietern frei entscheiden konnten- Denn aufgrr:nd des
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nunmebr in der Ortssatzung normierten Anschluss- und Benutzuogszwanges zugunsten

der Beklagten ist für die Kläger eben ein Wechsel zu einem andereu Anbieter nicht

möglich, so dass sie auf die Leistungen der Beklagten angewiesen siad, diese auf Dauer

aber trur erhalten werden, wentr sie die hieffiir von der Beklagtea geforderte

Gegenleistung erbringen. Zudem-verftigt das Femwllrmeversorgnugsunternehtt]el auf

Gruüd des Besitzes der Verteilnetze, iler begreuzten Transportreichweite und der

fehlendeu vernetzung regeLnäßig tiber eiu natfrliches Mouopol (Heid NzM' 04, 169,

i71). Da somit aufgrund des wirtschaluichen Ungteichgewichts der Vertragspartner die

Vertragsparität besonders. gefiihrdet ist r.rnd mithin auch eine besondere GefaSr der

Bildr:ng unangemessener preise besteht, bedarf es einer Bitligkeitskontrolle gemaß § 315

Abs. 3 BGB. Dena § 315 BGB soll den MissbrauchprivatautoDomer Gestattungsmacht

verhindernunddamitdieAustausch§erechtigkeitimeinzelnenschuldverhziltnissichern

(HeId NZM 04, 169,173 m.w.N.). Die Überprufirng allein an den Vorgaben des § 138

BGB _ das AGBG bzw. die s§ 305 ff. BGB n.F. sind auf Fernwärmeverträge wegen der

Existenz der AVBFernwlirmeV ohnehin alstll anzuu/enden (BGH RdE 87' 165) - trägt den

Besonderheiten, die aus der dlrch den Anschluss- und Benutzr-rngszwang begründeten

Monopolstellung der Beklagteu folgen, nicht hinreichend Rechnuns (vgl' auch Held NzM

04,169,171)..

Auch der umstand, dass seitens des Landeskartenamtes Brandenbnrg keine BedEnken

gegeD die geforderten Entgelte eingeleitet worden sind, lässt die zivilrechfliche

Preiskontrolle gemäß § 315 Abs. 3 BGB nicht entfallen (BGH N;W-RR 1992' 183', 185;

oLG Harum Nfw-RR 93, 150i,-7502; Held NZM 04, 169' l7l'l'

Der Anweudr:ng vou § 315 BGB steht schließlich auch nicht entgegeq dass der Vertrag

Fenrwärmeversörggogsleistunges gtrd nicht Gas- oder Stroulieferungen zum 'Gegenstand

hat\. so ist ia der Rechtsprechr:ag bereits seit.langem auerkannj dass § 315 BGB auch auf

Fernwtirmrcversor$mgsverträge,anzuwenden ist @GH RdE 87, 165; WM 90' 608 fD'

un eine pflfung ztr ermöglichen, ob die Preislinderuugsklausel die vorgaben des §.24

Abs. 3 ÄVBFerawärmeV im Rah-men der Bitligkeit arrsffIllt bzw. ob die aufgrrmd f,er

Nichtausschöpfirng der Klausel vorgeaommeo€ eigenständige Leistnogsbestimmrmg'
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durch die Beklagte der Billigkeit entspricht, hat sie ihre Kalkulatiou offenzulegeo (BGH

NJW-RR 92, 183 ff.; OLG München NJW-RR 99, 421 f.; LG Berliu ZMR 02' ll9).

Hierauf ist die Beklagte auch hingewiesen *oid"o. Gleichwohl hat sie aber ihre

Kalkulation nicht offea gelegt. Selbst das aufgrund des nachgeiasseuen Schriftsatzes von

der Beklagten vorgelegte Datenmaterial Iässt keinen Aufschluss ilber ihre Kalkulation zu,

sondem stellt lediglich eine Übersicht über die Kosten und die erzielten Erlöse dar. Die

Offenlegung der Kalkulation setzt aber voraus, dass der Versorger {arlegt, welohe

Überlegungen seiner Preisbildung zugrunde iagen. Dass somit auf eine ex ante-Sicht und

nicht auf eine nachträgliche Betrachtung abzustellen ist, ergibt sich bei gewöbnlichem

Sprachgebraüch auch ohne nZihere Ausfiihrungen (vgl. auch BGH NJW 92, 177, 174;

Held NZM 04, 159, I75 m.w.N.).

Im Rahmen der Offenlegqng der Kalkulation hat der Versorger mithin im Einzelnen

vorzutragen und gegebenenfalls z! beweisen, welche allgemeinen und besonderen

'Kosten, die durch die Belieferung des Krrrden mit Fernwärme entstehen, abzudecken

sind; ferner, welchen Gewinn er zw Bildung von Rticklagen, zur Finanzierung von

Investitioneo oder zur Verzinsung des aufgenommenen Kapitals bzw der Eiulagen seiner

Gesellschafter mit dem dem Kunden berechneten Preis erzielen wollte (BGH NJW-RR

92, lB3 ff.; LG Berlin ZM1- 02, ll9). Za dieser prognostischen Betr""htuog hat die

Beklagte jedoch nichts ausgeftitrt

Selbst weDD man allerdings d.ie von der Bellagten vorgelegtet Zahlen zugnrndelegen

witrde, ließe sich hiermit die Billigkeit der Preise nicht äberprlifen. Dena eine Darlegung

der ftalkulierten) Gesarntkosten und Gesamterlöse genügt allerifalls dann für die 
.

Bestimmrrng des billigen pieises, wenn alle Abuehmer dgs Versorgungsunternehrnens

derselben Kundengruppe zvzulordnen sind. Andernfalls sind anr Überprtifiug des Preises

auch. Darlegrngetr alr Tarifgnrppenbilduag und dazu erforderlich, nach welchen Kriterien

d,as Versorguugsgnternehmeu seine Kosten einer bestirnmten Kundengruppe zuorduet

(Held NZM 04,169,176 m.w.N:).

Da der in § I EaWG enthaltele Gruudsatz der Preiswtirdigkeit entsprechend auf die

Fernwämeversorgung anztrwenden ist - dies lässt sich ztrm Beispiel aus dem in § 24 Abs.'

3 AVBFerawärmeV erithalteneu Gedanken f,erleiten - und da die Beklagte hier auch als

kommnoale Gesellschaft Leistungen der p4ssinsvorsorge erbringt, hat die Preisgestaltung

So' Z1J erfolgen, 'dass keine unangenessetren Gewinne dqrch das
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Fernwäirmeversorgungsunternehmen erzielt werden (Held NZM 04, 769, 773, l?4,177).

Daher kommt es auch nicht vorrangig auf die Marktüblichkeit der angesetzten Preise aa

(BGH NJW-RR 92, 183 ff.). Mithin ist nicht ausschlaggebend, ob die Beklagte

ausweislich des von ihr vorgelegten Gutachtens mit ibren Preisen lediglich 7,8 To tlber

dem Durchschaitt liegt. Auch ein marktüblicher Preis bietet nämlich keine Gewälhr dafür,

dass'der Versorger die Preisbestimmung so vorgenorlmen hal dass keine unangenessetr

hohen Gewinne erÄelt'werden. Derur aufgrund besonders gün§tiger Kostenstrul:tureu

kann es ih:n zuur Beispiel möglich sein, obwohl er einen marktüblichen Preis begehrt,

einen besonders hohen Gewinn zu erwirtschaften. Ein solcher Preis ist dann aber trotz

seiner Marktüblicbkeit wegen des vorgenannten an den Feruwäirmeversorger als

Untemehmen der Daseinsvorsorge gerichteten Gebots nicht mehr billig im Sinne des §

315 Abs. 3 BGB.

Unerheblicf ist auch, ob die Beklagte tatsächlich einen Gewinn erzielt hat, der das Maß

des im Ra.hsren einer Billigkeitsbetrachtung aus ex aote-Sicht Zulässigen nicht

überschreitet. Denn andernfalls könnte d.as Versorgungsunternehmen seinen Kunden

r:nbillige preise auferlegen, die gegebenenfalls nur deswegen nicht zu den kalkulierten

uubilligen Gewinnen geführt haben, weil uachfZglich eine Enhrickl:ng der

Kostenstrul:turen eingetreten ist, die den Gewinn auf ein zuIäissiges Maß reduziert hat-

Damit könntä d.as Versorgungsunternehmen aber das Risiko fehlerhafter'Kalkulationen

von Voruherein auf seiae Kunden abwälzän'

Darüber hinaus kann die nachträgliche Betrachtung der erzielteri Gewiane auöh deshalb

ftir die Billigkeitspräfirug uicht von Bedeutung sein, weil die I,eistuogsbestimmung und

die gerichtiiche tlberprüfung nach § 315 Abs. 3 BGB nicht davou abhäogen kÖnnen' in

welcher Höhe tatsächtich Gewinne erzielt worden sind, denu im Zeipunkt der

Leistr:ngsbgstimmuug können auf der Grrrndlage des bestimrnteu Preises uoch gar keine

'Gewinne 
erzielt worden sein uud auch im Zeiprukt der gerichtlichen Billigkeitspnlfung

liegt hierzu unter Umständeu noch gar kein Zahlenmaterial vor.

Da sich uicht tiberprüfen lässt, ob die vou der Beklagtes a"gesetzten Preise der Billigkeit

gemztß s i15 BGB entsprechen und somit auch keine Feststellung des billigen Preises

d,rch das Gericht möglich ist, ist der Anspruch mangels Bestimmtheit der Fordetung

aicht fä[ig @GH NJW 96, 1058; Held NZM 04, L69,174 m'w'N')



Die Kosteuents"[pidrrng folgt aus §§ 92 Abs. 1, 100 Abs. I 7]O. Die Kläger hafren

. ge6äß s 100 Abs. 1 ZPO frt die auf sie entfallenden Kosteu - insgesamt 68 % - jeweils

kopfteilig.. ,

Die Entqcheiduog äber die Vollstreckbarkeit benrht auf §§ 708 Nr. I I, 709 S- I rrnd 2,

7t7 7IO.
' .. .':

' §treitwert: bis zum 12. April2005: 32'648,62e

danach: 10'56222 e


